
AUF DEN PUNKT GEBRACHT 

Die zunehmende soziale Ungleichheit in unserer Gesell-
schaft führt insbesondere in den Städten zu einer sozialen 
Spaltung in arme und reichere Stadtteile. Nicht die Segre-
gation von Einwanderern – ethnische Parallelgesellschaften 
sind glücklicherweise eine Fiktion – sondern die  Segregation 
von Menschen mit prekärem Einkommen und niedriger Bil-
dung auf der einen Seite und die zunehmende Herausbil-
dung von Villen- und Oberschichtsvierteln auf der anderen 
Seite sind das Problem für die soziale Integration der Städ-
te. Die Lebenschancen von Menschen werden nicht nur 
über Einkommen und Bildung nachhaltig bestimmt son-
dern auch verstärkt oder geschwächt über die soziale Struk-
tur ihres Wohnviertels. Dies erfordert eine sozialraumsen-
sible Förderpolitik. Stadtteile und deren Schulen, Kinderta-
gesstätten etc. mit vielen armen herkunftsbenachteiligten 
jungen Menschen benötigen eine andere, bessere Personal-
ausstattung als solche mit vorwiegend bürgerlichem Klien-
tel; benachteiligte Stadtteile benötigen integrierte Ganz-
tagsschulen, gut ausgestattete Kindertagesstätten, die je-
dem Kind spätestens ab zwei Jahren einen Ganztagsplatz 
ermöglichen und Familienbildungsangebote. Eine soziale 
Wohnungspolitik muss wieder preisgünstigen Wohnraum 
schaffen, nicht in neuen Großsiedlungen, sondern ver-
pfl ichtend eingestreut in allen Wohnbaumaßnahmen. Das 
Land – am besten verknüpft mit Bundesprogrammen wie 
„Soziale Stadt“ – muss den Kommunen eine differenzierte 
bedarfsgerechte Sozialraumpolitik ermöglichen, die auf die 

Teilhabe und Mitwirkung der Menschen baut. 

In den Städten ist die zunehmende soziale Spreizung und 
eine Polarisierung der Lebenslagen, eine zunehmende 
Armutsgefährdung immer größerer Bevölkerungsschich-
ten sowie kulturelle und ethnische Polarisierungen ein 
wachsendes Problem. Gepaart mit der offensichtlichen 
Überforderung der Bildungspolitik Teilhabegerechtigkeit 
zu ermöglichen, verschärft sich die Situation in vielen 
Quartieren unübersehbar.

Zur Bedeutung des sozialräumlichen Umfeldes

Der soziale Raum eines Stadtteils bietet eine spezifi sche 
soziale Infrastruktur und damit einen sozialen Rahmen 
für die Lebensführung der Menschen. Die physisch geo-
grafi sche Umwelt, die konkreten Wohn- und Wohnum-
feldbedingungen und die verfügbaren Arbeits-, Interak-
tions- und Lernorte (Arbeitsstätten, Geschäfte, Gastro-
nomie, Bildungseinrichtungen, Vereine, Verkehrskreise) 
bilden die soziale Infrastruktur für die individuelle Lebens-
führung eines jeden Menschen.

Die im sozialen Raum erlebten Interaktions- und Kommu-
nikationsformen, die gelebten sozialen Normen, Werte 
und Kulturen sowie die Art und Weise der sozialen Kon-
trolle und allgemein die Fähigkeiten der anderen Men-
schen sind Teil des sozialen Rahmens, in denen Individuen 
und soziale Gruppen entscheiden, handeln und sich ver-
halten. 

Unterschiedlich sozialstrukturell ausgestattete Stadtteile 
beeinfl ussen die Lebenschancen und Unterstützungsbe-
darfe ihrer Bevölkerung. 
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In vielen deutschen Großstädten ist die Segregation 
der Einwanderer in den letzten Jahren rückläufi g.

Deutlich stärker dagegen ist eine Segregation der so-
zialen Schichten erkennbar. „Die Städte sind eher so-
zial als ethnisch gespalten“.1 Aktuell wird dies durch 
eine zunehmende Polarisierung der Einkommensver-
teilung ebenso wie über die Aufwertung (Gentrifi -
zierung) von attraktiven Innenstadtquartieren weiter 
verschärft.

Sehr hohe Anteile von Bewohnerinnen und Bewoh-
nern mit sozialen Problemen können das soziale Ge-
füge und die wichtige informelle soziale Kontrolle 
eines Wohnquartiers oder einer Nachbarschaft über-
fordern. „Die räumliche Konzentration von Armut, 
Arbeitslosigkeit und geringem Bildungsniveau schafft 
Sozialisationsbedingungen, die die Kinder und Jugend-
lichen über die individuelle Soziallage hinaus zusätzlich 
benachteiligen. … Amerikanische Studien über Effekte 
in sozial und ethnisch segregierten im Vergleich zu 
gemischten Schulen zeigen, dass schulischer Erfolg 
sogar mehr davon abhängt, aus welchen Elternhäu-
sern die Mitschülerinnen und Mitschüler kommen als 
vom eigenen Elternhaus.“2 

Die soziale Konzentration benachteiligter Gruppen ist 
in den Schulen und Kindertagesstätten der benachtei-
ligten Stadtteile oft noch höher als in den Stadtteilen 
selbst, da aufstiegs- und bildungsorientierte Familien 
versuchen die Bildungseinrichtung für ihre Kinder zu 
wechseln, um deren Bildungschancen zu verbessern. 
Wiesbadener Analysen zur Armut von Kindern bestä-
tigen diese schwierige Konzentration benachteiligter 
Gruppen. So besuchen 58 Prozent der armen Kinder 
Kindertagesstätten, in denen „Armut der Normalzu-
stand ist“ oder zumindest deutlich „überdurchschnitt-
liche Armutsanteile“ (> 33 Prozent) anzutreffen sind. 
Ähnliche Verteilungen sind in Grundschulen zu be-
obachten, hier besuchten 64 Prozent der Kinder aus 
Familien mit armen oder prekären Einkommenslagen 
Grundschulen in denen mehr als 40 Prozent der Kin-
der aus armen oder prekären Lebenslagen stammen.3 

Der Stadtteil in dem ein junger Mensch aufwächst, 
ist leider auch ein guter Anhaltspunkt für dessen Ge-
sundheitszustand. Schularztbefunde wie Übergewicht, 
Sprachstörungen oder lückenhafte Gesundheitsvorsor-
ge sind im hohen Maße stadtteilabhängig. Durch die-
se sozialräumliche Spaltung der Städte erlangt die 
Segregation eine neue Qualität, „…bei der der Wohn-
ort selbst zu einer Quelle weiterer Benachteiligung 

Unsere Städte sind sozial gespalten

Segregation bezeichnet die ungleiche Verteilung von 
Bevölkerungsgruppen über Stadtteile. Segregation ist 
die räumliche Auswirkung der sozialen Ungleichheit 
in der Gesellschaft, die insbesondere über Einkom-
men, Teilhabe am Erwerbsleben, Bildung, ethnische 
Zugehörigkeit, Haushaltsformen oder Altersgruppen 
Bedeutung erhält. Soziale Segregation macht soziale 
Ungleichheit sichtbar. 

Die wesentlichen Ursachen der Segregation sind auf 
der einen Seite die Boden- bzw. die Mietpreise, die 
im Gefolge der sozialräumlichen Spezialisierungspro-
zesse der Bodennutzung und den damit verbundenen 
besonderen Gunst- und Ungunstlagen im Stadtgebiet 
entstehen. Daneben können auf der Angebotsseite 
auch die spezifi schen Strukturen des Wohnungsan-
gebotes (z. B. Bauweise, Eigentumsform und Woh-
nungsgröße) und die soziale Diskriminierung be-
stimmter Nachfrager (z. B. kinderreiche Familien, 
Alleinerziehende, eingewanderte Menschen aus be-
stimmten Kulturkreisen oder Empfänger von sozialen 
Transferleistungen) Segregation fördern.

Auf der anderen Seite ist in erster Linie im Gefolge der 
sozialen Ungleichheit das verfügbare Einkommen von 
Bedeutung. Wirksam sind jedoch auch Merkmale wie 
die Zugehörigkeit zu diskriminierten sozialen Grup-
pen, fehlender Marktzugang, die spezifi schen Bedürf-
nisse und Präferenzen hinsichtlich der Stellung im Fa-
milienzyklus oder des persönlichen Lebensstils sowie 
die symbolische Bedeutung des Wohngebiets und 
dessen Image (gute Adresse – schlechte Adresse), die 
die Auswahlchancen und Auswahlentscheidungen 
der Zu- und Fortziehenden beeinfl ussen.

Empirisch zeigt sich in deutschen Städten die räum-
liche Abgrenzung der sozialen Oberschicht, die auf 
angemessene Nachbarschaft nicht zuletzt als Mittel 
der Distinktion Wert legt und sie über die Immobilien-
preise auch gewährleisten kann, also tatsächlich grö-
ßer als die der Armen oder der Einwanderinnen und 
Einwanderer. So ist in deutschen Städten nicht selten 
die „Parallelgesellschaft des Villenviertels“ anzutreffen.

In der politischen Öffentlichkeit wird dagegen mit 
dem Phänomen Segregation in der Regel die räum-
liche Trennung von ethnischen Minderheiten und so-
zialen Unterschichten thematisiert. Empirisch sind 
 sogenannte ethnisch homogene „Parallelgesellschaf-
ten“ in deutschen Städten jedoch nicht nachweisbar. 
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und Ungleichheit wird. Somit können in den Städten 
Orte der Ausgegrenzten entstehen, die auch Orte der 
Ausgrenzung sind.“4 

Anforderungen an eine 
sozialraumsensible Landespolitik

Stadtteile als soziale Räume sind nicht nur Erschei-
nungsorte und zum Teil Verursacher von sozialen Un-
gleichheiten sondern gleichzeitig auch die sozialen 
Orte, in denen es Menschen gelingt, ihre konkreten 
Lebensbedingungen und ihre soziale Teilhabe zu ge-
stalten. Politik muss hier ansetzen, um eine sozial ge-
rechte Teilhabe der Menschen zu ermöglichen. Dies 
bedeutet nicht, dass alle das Gleiche – häufi g mit der 
Gießkanne – erhalten, sondern dass staatliche För-
derung gemäß den spezifi schen Bedarfen und Mög-
lichkeiten der Menschen erfolgt.

Eine sozialraumsensible Landespolitik muss sich an 
folgenden Anforderungen orientieren:
a) Förderprogramme und Planungsdaten berücksich-

tigen die sozialräumliche Binnendifferenzierung 
der Kommunen gezielt und systematisch: 
• Indikatoren und Kennzahlen für Programme 

oder Regionalbudgets basieren nicht mehr auf 
Durchschnittswerten, sondern bilden vorhan-
dene Polarisierungen in den Städten ab.

• In den Programmvorgaben ist nicht nur die Grö-
ße der Ziel- oder Bedarfsgruppe (z. B. arme Kin-
der) wirksam, sondern auch deren tatsächliche 
Inanspruchnahme der geförderten Programm-
angebote (z. B. Anteil der armen Kinder, die An-
gebote wie Familienzentren nutzen).

• Die Programme und deren Umsetzung werden 
sozialräumlich variabel angelegt, so dass sie 
 sowohl an den vorhandenen Ressourcen und 
Akteuren als auch an den Bedarfen und Bedürf-
nissen vor Ort ansetzen können. 

b) Förderprogramme oder fachliche (Mindest)Stan-
dards sehen systematisch überdurchschnittliche 
Res sourcenausstattungen der Einrichtungen und 
Dienste im Bereich Bildung, Erziehung, Betreuung, 
Beschäftigungsförderung und sozialer Beratung in 
Stadtteilen mit besonderen Bedarfslagen vor:
• Rigide Standardbildung wird zugunsten von Mi-

nimum – Maximum – Korridoren vermieden, die 
den Kommunen interne Standarddifferenzierun-
gen ermöglicht bzw. vorgibt.

• Geeignete soziale Indikatoren wie der Anteil 
von Beziehern von Leistungen zur Existenzsiche-
rung können als sogenannte „Sozialindices“ zur 
Formulierung differenzierter Standards der Res-

sourcenausstattung genutzt werden; so kann 
der besondere Förderbedarf von armen und bil-
dungsfernen Gruppen in den Stadtteilen aber 
auch in den Kindertagesstätten, Ganztagsange-
boten an Schulen oder in Familienbildungsan-
geboten bedarfsgerechter umgesetzt werden.

Auf der Ebene des Bundes und der Länder muss eine 
Integration der Förderprogramme aus unterschied-
lichen Ressorts für Maßnahmen in den benachteilig-
ten Quartieren erreicht werden. Um die vorhandenen 
Mittel und Programme im Rahmen einer Gesamtstra-
tegie bestmöglich einzusetzen, ist ein kontinuierlicher 
Erfahrungsaustausch zwischen den unterschiedlichen 
Ebenen (Bund, Land, Kommune) erforderlich. Das 
Land muss ausreichend Mittel zur Co-Finanzierung 
von Projekten sozialräumlicher Entwicklung bereit-
stellen und sich auf der Ebene des Bundes für die Fort-
führung des Programms „Soziale Stadt“ einsetzen.

Das Programm „Soziale Stadt“ muss 
verstärkt die Teilhabe der Menschen 
fördern

Bürgerinnen und Bürger müssen aktiv in Veränderungs-
prozesse eingebunden und für individuelle und um-
feldbezogene Veränderungen motiviert werden. Jedes 
Quartier hat seine spezifi schen Eigenschaften und be-
sonderen Problemkonstellationen, aber auch ganz un-
terschiedliche Ansätze für Entwicklungsmöglichkeiten. 

Erfolgreiche Projekte bauen auf den vorhandenen 
Strukturen auf und binden Potenziale aus der Bewoh-
nerschaft ein. Hierfür sind Angebote vor allem ziel-
gruppengerecht und bedarfsorientiert zu konzipieren, 
andernfalls bleiben sie unwirksam oder werden nicht 
angenommen. Deshalb bedarf es einer spezifi schen 
Steuerung und kontinuierlichen Evaluation der Ange-
bote. Programme wie „Soziale Stadt“ sind wichtige 
Anlässe zur Initiierung von ressortübergreifenden Ent-
wicklungsprojekten zur Förderung der lokalen Öko-
nomie, zur Beschäftigungsförderung, Verbesserung 
von Bildungsstrukturen und Kinder- und Jugendhilfe.

Die vielfältigen Erfordernisse in benachteiligten Stadt-
teilen berühren oftmals mehr als ein Handlungsfeld 
und die Lösungswege greifen weit ineinander bzw. 
bauen aufeinander auf. Notwendig ist deshalb eine 
integrierte Herangehensweise, d. h. eine angepasste 
vernetzte soziale Infrastruktur und eine wirkungs-
orientierte und ressortübergreifende Programmbil-
dung und -steuerung. In deren Mittelpunkt müssen 
folgende Handlungsfelder stehen:
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• Kompensation herkunftsbedingter Bildungsbenach-
teiligung;

• Programme zur Bildung systematischer Präventions-
ketten und Netzwerke zur Kompensation von Ar-
mutsfolgen;5 

• Lebensbegleitendes Lernen und Teilhabe an existenz-
sichernder Erwerbsarbeit insbesondere für Gering-
Qualifi zierte;

• Integration von Einwanderinnen und Einwanderern 
und interkulturelle Kompetenzentwicklung, Um-
gang mit Diversität;

• Soziale Teilhabe, Partizipation und bürgerschaft-
liches Engagement.

Aktive Wohnungspolitik

Eine alternde Bevölkerung und eine Entwicklung hin zu 
kleineren Haushalten verändern die Rahmenbedingun-
gen der Wohnungspolitik. Gleichwohl leiden in den 
Städten viele Familien unter einer nicht adäquaten 
Wohnraumversorgung und einem unangemessenen 
Wohnumfeld6. Aufgrund der Zunahme prekärer Ar-
beitseinkommen und Renten steigt die Zahl der Men-
schen, die insbesondere in Städten auf preiswerten 
Wohnraum angewiesen sind. Eine deutliche Verstär-
kung der öffentlichen Wohnungsbauförderung – in 
den Städten mit Bevölkerungswachstum insbesondere 
der Neubauförderung – ist deshalb erforderlich. 

• Die Objektförderung preisgünstiger Wohnungen – 
insbesondere für Familien – sollte im hochpreisigen 
Rhein-Main-Gebiet eine Zielmiete (kalt und ohne Ne-
benkosten) von max. 6,50 Euro je Quadratmeter an-
streben, um viele erwerbstätige Familien vor ergänzen-
den SGB-II-Ansprüchen zu bewahren. Eine zu starke 
Segregation in neuen Sozialwohnungsvierteln kann 
vermieden werden, wenn man im Rahmen von städ-
tebaulichen Entwicklungsmaßnahmen und größeren 
Neubauprojekten einen Anteil von mindestens 15 bis 
20 Prozent an preisgünstigen Wohnungen vorgibt.

• Zur Vermeidung einer zunehmenden Konzentration 
einkommensschwacher Haushalte in den ehemali-
gen Großsiedlungen des sozialen Wohnungsbaus 
sollte allerdings ein umfänglicher Erwerb von Bele-
gungsbindungen in diesen Stadtteilen vermieden wer-
den und stattdessen sollte mit Programmen wie der 
„sozialen Stadt“ auf sozialräumliche Entwicklung und 
Integration dieser Gebiete hingewirkt werden.

• Um die soziale Mischung in den Stadtvierteln zu ver-
bessern, braucht es zum Teil auch Initiativen im mitt-
leren Wohnungsmarkt für Menschen mit mittleren 
Einkommen z. B. durch Unterstützung bei der Eigen-
tumsbildung für Schwellenhaushalte.

• Familienfreundliches, altersgerechtes und barriere-
freies Wohnen sowie neue Wohnformen sind wich-
tige Anforderungen, die es zu berücksichtigen gilt.

• Kommunale Wohnungsbauunternehmen sind wich-
tige Partner der Stadtentwicklung und stellen mit 
ihren Angeboten und Leistungen eine zentrale Rolle 
für die Stabilisierung von Stadtteilen mit besonderen 
Herausforderungen dar. Kommunale Wohnungsun-
ternehmen dürfen daher nicht privatisiert werden.

Gute Bildungsangebote für ein gutes 
Lebensumfeld

Angemessen ausgestattete Bildungseinrichtungen kön-
nen zu einem Kristallisationspunkt für bürgerschaft-
liches Engagement im Quartier werden. Bildungs-, Be-
treuungs- und Erziehungseinrichtungen sind jedoch zu 
wenig an die jeweils örtlichen Bedingungen angepasst. 
Sie müssen viel stärker in den Kommunen zu Integra-
tionseinrichtungen werden und sich in ihrem Selbstver-
ständnis und in ihrer Praxis auf die besondere Situation 
der Bewohner in ihrem jeweiligen Einzugsbereich ein-
stellen. Insbesondere benachteiligte Stadtteile benö-
tigen gute integrierte Ganztagsschulen denn dies 
 fördert eine breite soziale Mischung der Schülerschaft. 
Koordinationsstrukturen im Stadtteil ermöglichen  einen 
systematischen Austausch und Kooperation zwischen 
Schulen, Betreuungseinrichtungen, Elternbildungsan-
geboten, sozialen Diensten, Vereinen und bürger-
schaftlichem Engagement im Stadtteil und verbinden 
so formelles und informelles Lernen sowie genera-
tionenübergreifende Teilhabe.
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